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1) B e s c h r e i b u n g   d e s   D i s s e r t a t i o n s p r o j e k t e s 
a) Allgemeines 
Gemäß § 10 IO kann nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens wegen einer 

Forderung gegen den Gemeinschuldner an den zur Insolvenzmasse gehörigen Sachen 

grundsätzlich kein richterliches Pfand- oder Befriedigungsrecht erworben werden. Ist aber 

der Erwerb eines Pfand- oder Befriedigungsrechtes ausgeschlossen, so ist auch die 

Erlassung einer auf einen solchen Erwerb abzielenden Exekutionsbewilligung unzulässig. 

Diese Exekutionssperre wirkt bis zur rechtskräftigen Aufhebung des Insolvenzverfahrens. 

Das im ersten Teil („Exekution“, §§ 1 - 369) der EO geregelte Verfahren dient der 

Durchsetzung des im Exekutionstitel festgeschriebenen Anspruchs (Exekution zur 

Befriedigung).1 Exekutionstitel ist eine Urkunde über einen Rechtsakt, mit dem ein 

materieller Anspruch – in der Regel als Ergebnis eines formellen Verfahrens 

(Erkenntnisverfahren) – in verbindlicher Weise festgelegt wird.2 

Insolvenzverfahren sind - anders als Zivilprozesse oder Exekutionsverfahren - keine 

homogenen Verfahren, sondern ein Verfahrensrahmen für die Erledigung ganz 

unterschiedlicher Aufgaben, die zur Erreichung des jeweiligen Insolvenzzwecks 

erforderlich sind.3 Als anerkannte Verfahrensziele gelten (a) für die Gläubiger die 

bestmögliche Befriedigung und (b) für die Schuldner die Sanierung des Unternehmens bzw 

die Schuldenregulierung mit Restschuldbefreiung. 

                                                 
1 Jakusch in Angst, Kommentar zur Exekutionsordnung² (2008) § 1 Rz 2 
2 Jakusch in Angst2, EO § 1 Rz 1 
3 Vgl dazu Konecny, Konkurs ist ein Konkurs ist ein Konkurs, Rechberger-FS (2005) 301 
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Während das Exekutionsverfahren (zur Hereinbringung von Geldforderungen) 

insofern vom Grundsatz der Spezialität gekennzeichnet ist, als es nur zugunsten eines 

bestimmten Gläubigers zur Hereinbringung einer bestimmten Forderung auf bestimmt 

bezeichnete Vermögensteile des Verpflichteten geführt wird, wird der Konkurs vielfach 

auch als “Generalexekution“ bezeichnet: Der Konkurs wird zugunsten aller Gläubiger des 

Gemeinschuldners auf dessen gesamtes Vermögen, das der Exekution unterworfen ist, 

geführt (§ 1 Abs 1 IO). Die Anhängigkeit eines Insolvenzverfahrens bewirkt insofern eine 

Exekutionssperre, als während eines solchen Verfahrens - von einigen bedeutenden 

Ausnahmen abgesehen - ein Exekutionsverfahren nicht bewilligt werden darf. 

Die Rechtsstellung eines persönlichen Gläubigers verändert sich beträchtlich, wenn 

über das Vermögen seines Schuldners ein Insolvenzverfahren eröffnet wird, weil sich nicht 

nur die Art der Rechtsverwirklichung wesentlich von der individuellen Rechtsdurchsetzung 

unterscheidet, sondern auch der materielle Gehalt des Konkursgläubigerrechts auf 

besondere Weise modifiziert wird.4 

Im Exekutionsverfahren herrscht, jedenfalls soweit Geldforderungen hereingebracht 

werden sollen, das Rangprinzip: „wer zuerst kommt mahlt zuerst“ bzw im römischen Recht 

„prior tempore potior iure”. 

Die §§ 10 bis 13 IO enthalten Bestimmungen über die materiellrechtlichen 

Wirkungen der Eröffnung des Insolvenzverfahrens auf Absonderungsrechte, wobei als 

praktisch wichtigster Anwendungsfall das Pfandrecht (die Sicherungsübereignung wurde 

von der Judikatur unter dem Gesichtspunkt der Publizitätsvorschriften dem Regime der 

pfandrechtlichen Regelungen unterworfen) bezeichnet werden kann. Diese Normen sind 

Ausfluss des Grundsatzes der Gleichbehandlung aller Konkursgläubiger (Paritätsprinzip, 

„par condicio creditorum“). Das Vermögen des Gemeinschuldners bildet eine 

gemeinschaftliche Masse, aus der die Insolvenzforderungen nach dem Verhältnis ihrer 

Beiträge zu befriedigen sind (§ 50 IO). Ab Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist es 

einzelnen Gläubigern verwehrt, ihre Rechtslage auf Kosten anderer zu verbessern. Auch 

setzt die Teilnahme eines Gläubigers am Insolvenzverfahren die Existenz eines 

Exekutionstitels nicht voraus. Abgesichert wird der Paritätsgrundsatz durch § 12 Abs 1 IO, 

wonach exekutive Pfandrechte, die in den letzten 60 Tagen vor der Konkurseröffnung neu 

begründet worden sind, grundsätzlich erlöschen.5 

                                                 
4 Nunner-Krautgasser, Schuld, Vermögenshaftung und Insolvenz (2007) 1 
5 vgl Deixler-Hübner in Konecny/Schubert, Kommentar zu den Insolvenzgesetzen (4. Lfg: 1998) § 10 Rz 1 
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Mit dem Prioritätsprinzip und dem Paritätsprinzip stehen sich zwei Grundsätze 

gegenüber, die nicht gleichzeitig angewendet werden können. Liegen die Voraussetzungen 

zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens – Zahlungsunfähigkeit bzw Überschuldung und 

kostendeckendes Vermögen – vor, so sind hinsichtlich des Vermögenszugriffes die 

Regelungen der IO, die eben die Insolvenzsituation regeln sollen, anzuwenden; andernfalls 

sind die Regeln der EO (die stillschweigend voraussetzen, dass die Vorrausetzungen zur 

Eröffnung eines Insolvenzverfahren nicht vorliegen) relevant. Auf die rechtspolitische 

Frage, ob eine „Generalexekution“ im Sinne eines von Amts wegen zu eröffnenden 

Insolvenzverfahrens anzustreben ist, wird in der Dissertation nicht vertiefend eingegangen. 

Mit den für das Exekutionsgericht auftauchenden Fragen bei der Anwendung der 

zitierten Vorschriften der IO will sich die Dissertation auf wissenschaftlichem Niveau 

auseinandersetzen. 

Weiters stellen sich Fragen der Zulässigkeit der Exekution nach Aufhebung des 

Insolvenzverfahrens, wenn eine Sanierung oder Restschuldbefreiung als Ergebnis des 

Insolvenzverfahrens möglich ist, nämlich nach Bestätigung des Sanierungsplanes (§ 152b 

IO), nach Bestätigung eines Zahlungsplanes (§ 196 IO) oder nach Einleitung des 

Abschöpfungsverfahrens (§ 200 Abs 4 IO). 

b) Konkrete Fragestellung 
 Aus der Unversöhnlichkeit des Rangprinzips (EO) und des Paritätsprinzips (IO) 

ergeben sich folgende Fragestellungen: 

Die Dissertation will versuchen, die Entscheidung des Gesetzgebers, welches 

Prinzip in welcher Situation zur Anwendung kommt, nachvollziehbar zu machen und -  

soweit es möglich ist - in einem schlüssigen System darstellen. 

Ein besonderer Schwerpunkt wird der Frage der vom Exekutionsgericht 

„übersehen“ Eröffnung des Insolvenzverfahrens gewidmet. In der Praxis zeigt sich, dass 

gerade diese Frage quantitativ mit Abstand am häufigsten die Exekutionsgerichte (bzw 

deren Rechtsmittelgerichte) beschäftigt. 

c) Motivation zur Wahl des Themas 
Daraus leitet sich auch die persönliche Motivation zur Wahl des Themas ab: Seit 

1999 bin ich in der juristischen Praxis als Richter tätig, und seit dem Jahr 2002 auf 

bezirksgerichtlicher Ebene sowohl mit Exekutionssachen als auch mit Insolvenzsachen 

befasst. Dabei stellt die Schnittstelle zwischen Insolvenzordnung (IO) und 

Exekutionsordnung (EO) eine besondere Herausforderung dar: Die Regelungen der 

sogenannten Exekutionssperre finden sich in der IO, zeitigen aber gerade im 
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Exekutionsverfahren ihre Auswirkungen. Jedenfalls in der erstinstanzlichen Praxis zeigen 

sich dabei ungeachtet einer reichhaltigen Rechtsprechung immer wieder Unsicherheiten, 

deren Beseitigung ein weiteres Anliegen der Arbeit ist. 

 

 
2) G e p l a n t e   M e t h o d e 
 

 Die geplante Methode ist „klassisch“: Es werden die vorhandenen Rechtsnormen 

ausgelegt. Die angewandten Auslegungsmethoden halten sich an den Kernbereich der im 

deutschsprachigen Raum vertretenen anerkannten Methoden6, nämlich die wörtliche 

(sprachliche, grammatische) Auslegung, die systematisch-logische Auslegung (mit Blick 

auf den Inhalt anderer Normen in Verbindung mit den Regeln der Logik und der 

allgemeinen Erfahrung über das menschliche Verhalten), die historische Auslegung (nach 

der „Absicht des Gesetzgebers“)  sowie die teleologische Auslegung (Suche nach der ratio 

legis). Natürlich wird die vorhandene Judikatur ebenso berücksichtigt wie die zugänglichen 

Lehrmeinungen. 

 

 

3) Z e i t p l a n 
 

In § 4 des Curriculums für das Doktoratsstudium der Rechtswissenschaften sind die 

verpflichtend zu absolvierenden Lehrveranstaltungen genannt. Eine Vorlesung zur 

rechtswissenschaftlichen Methodenlehre wurde ebenso positiv absolviert wie eine 

prüfungsimmanente Lehrveranstaltung zur Judikatur- oder Textanalyse und zwei Seminare 

aus dem Dissertationsfach, sowie ein weiteres Seminare aus dem Dissertationsfach und ein 

themen-affines („Verfahrensgerechtigkeit“) weiteres Seminar. Die Vorstellung und 

Diskussion des Dissertationsvorhabens erfolgte in einem Seminar aus dem 

Dissertationsfach im Dezember 2010. 

Die Absolvierung eines weiteren Seminars aus dem Dissertationsfach (4 ECTS) vor 

Abschluss der Arbeit wurde vereinbart. 

Zufolge vollzeitiger Berufstätigkeit (sowie diverser familiärer Verpflichtungen) ist 

der Abschluss der schriftlichen Arbeit (Dissertation) realistischerweise bis 2014 geplant. 

 

 

                                                 
6 vgl Bydlinski in Rummel, Kommentar zum Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch3 I (2000), § 6 Rz 17ff 
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4) V o r l ä u f i g e s   I n h a l t s v e r z e i c h n i s 
 

I. Einleitung:  
A. Das unversöhnliche Spannungsfeld 
B. Parität versus Spezialität 
C. Rechtspolitische Grundsatzentscheidungen 
D. Zwecke und Regelungstechnik der beiden Verfahren 

1. Exekution 
a) Durchsetzung von Exekutionstiteln 
b) mit und ohne Begründung eines Pfandrechtes  
c) nicht JEDE Umsetzung gefährdet die Gleichbehandlung 

2. Insolvenz 
a) Bereinigung der Insolvenzsituation 
b) Haftungsverwirklichung Sanierung bzw Restschuldbefreiung bzw 

Resignation (Aufhebung bzw Nichteröffnung) 
c) Ergebnisoffen 

II. Das Exekutionsverfahren Grundlegendes 
A. Das “Wesen” der Exekutionsbewilligung – Entscheidung über den 

Vollstreckungsanspruch; Rechtskraftwirkung? 
B. Die grundlegende Unterscheidung zwischen Bewilligungsverfahren und 

Vollzugsverfahren 
C. Blick über die Grenze 

1. Bundesrepublik Deutschland  
2. Schweiz 

D. Die Grundregel des § 3 EO 
E. Die erforderlichen Angaben gemäß § 54 EO 
F. Ordentliches Bewilligungsverfahren – vereinfachtes Bewilligungsverfahren 

1. Allgemeines 
2. Unterschiedliche Grundlage für die Entscheidung im ordentlichen bzw im 

vereinfachten Bewilligungsverfahren  
G. Umfang des Verbesserungsverfahrens 
H. Die Parteien 

1. kein Fall des „Parteiwechsel“ iSd § 9 EO 
2. Beteiligung des Insolvenzverwalters als Betreibender 
3. Beteiligung des Insolvenzverwalters als Verpflichteter 

a) Regelfall 
b) Sonderfall: § 37 Abs 2 IO 

4. Eigenverwaltung 
a) Sanierungsverfahren  
b) Schuldenregulierungsverfahren 

5. kridamäßige Versteigerung 
a) Insolvenzverwalter als Betreibender  
b) Insolvenzverwalter als „Eintretender“ (§ 119 Abs 4 IO) 

6. Gemeinschuldner als Verpflichteter  
a) Überlassung gemäß § 5 Abs 1 IO 
b) Überlassung gemäß § 5 Abs 4 IO 
c) Ausscheidung gemäß § 119 Abs 5 IO 
d) insolvenzfreies Vermögen bei der Unterhaltsexekution  

I. Die formellen Anforderungen an den korrekten Exekutionsantrag, wenn trotz 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens die Bewilligung erfolgen soll 

1. Notwendiges Vorbringen 
2. Notwendige Bescheinigung (Beweis?) 
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J. Exkurs: Exequaturverfahren Vollstreckbarerklärung  

III.  Die trotz Eröffnung des Insolvenzverfahrens zulässige Exekutionsbewilligung 
A. Die insolvenzrechtliche Grundregel: § 10 IO „Exekutionssperre“ 

1. Allgemeines und  Hintergrund/Zweck der Regelung 
2. Die Tatbestandselemente im Einzelnen: 

a) Nach der Insolvenzeröffnung 
b) Forderung gegen den Gemeinschuldner  
c) an den zur Konkursmasse gehörigen Sachen  
d) kein richterliches Pfand- oder Befriedigungsrecht erworben werden  

3. Zusammenfassung 
B. Die trotz „Exekutionssperre“ zulässige Exekution 

1. Absonderungsrechte und Aussonderungsrechte (§§ 11, 12 IO) 
2. Nach Maßgeblichkeit der Rechtsnatur 

a) Masseforderungen (Altmasseforderungen, Neumasseforderungen; §§ 
47 und 124a IO) 

b) im Konkurs ausgeschlossene Forderungen (§ 58 IO) 
c) Forderungen, die das konkursfreie Vermögen betreffen 

(höchstpersönliche Rechte) 
d) Unterlassungsansprüche 
e) Rechnungslegungs- und Auskunftsansprüche 

C. Die zulässige Exekution nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens 
1. Allgemeines, unterschiedliche Gründe für die Aufhebung 
2. § 123a IO Aufhebung des Insolvenzverfahrens mangels Vermögens 
3. § 123b IO Aufhebung des Insolvenzverfahrens mit Einverständnis der 

Gläubiger 
4. § 139 IO Aufhebung des Insolvenzverfahrens nach Vollzug der 

Schlussverteilung 
5. § 152b IO Aufhebung des Insolvenzverfahrens nach Bestätigung des 

Sanierungsplanes (Exekution gegen Mitverpflichtete - § 156c IO) 
6. § 196 IO Aufhebung des Insolvenzverfahrens nach Bestätigung des 

Zahlungsplanes 
7. § 200 Abs 4 IO Aufhebung des Insolvenzverfahrens nach Einleitung des 

Abschöpfungsverfahrens  

IV. Die übersehene Eröffnung des Insolvenzverfahrens  
A. Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens als gerichtsnotorische Tatsache (?) 
B. Zeitpunkt der möglichen Geltendmachung 

1. Unterschiede zwischen Bewilligungs- und Vollzugsstadium 
2. Unterschiede nach Exekutionsmitteln 

C. Rechtsmittel/Rechtsbehelfe 
1. bei Verletzung des Grundsatzes der „Exekutionssperre“ 

a) Einstellungsantrag 
b) Rekurs 
c) Vorstellung 
d) Vollzugsbeschwerde 
e) Klagemöglichkeiten? 
f) „Anregung“ zur amtswegigen Wahrnehmung 
g) Kostenprobleme 

2. bei Übersehen von Ergebnissen eines abgeschlossenen Insolvenzverfahrens 
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a) Anwendungsbereich: § 152b IO (Sanierungsplan), § 196 IO 
(Zahlungsplan), § 200 IO (Abschöpfung) 

b) Einstellungsantrag 
c) Rekurs 
d) Vorstellung 
e) Vollzugsbeschwerde 
f) Klagemöglichkeiten 
g) „Anregung“ zur amtswegigen Wahrnehmung 
h) Kostenprobleme 

 

V. Besonderer Teil: Die Grenzen der insolvenzrechtlichen Exekutionssperre bei den 
einzelnen Exekutionsmitteln 

A. Zwangsweise Pfandrechtsbegründung 
1. „Neu-Begründung“ 
2. Anmerkung der Vollstreckbarkeit 

B. Zwangsverwaltung (§ 12d IO) 
C. Zwangsversteigerung 
D. Fahrnisexekution (Exekution auf bewegliche körperliche Sachen; §§ 249ff EO) 
E. Exekution auf Geldforderungen (§§ 290ff EO)  
F. Exekution auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung körperlicher Sachen (§§ 

325ff EO) 
G. Exekution auf andere Vermögensrechte (§§ 330 ff EO). 
H. Exekution zur Erwirkung von Handlungen oder Unterlassungen. 

1. Herausgabeexekution § 346 EO 
2. Räumungsexekution § 349 EO 
3. Einräumung oder Aufhebung bücherlicher Rechte § 350 EO 
4. Aufhebung einer Gemeinschaft und Grenzberichtigung § 351 EO 
5. Versteigerung einer gemeinschaftlichen Liegenschaft §§ 352ff EO 
6. Erwirkung von Duldungen und Unterlassungen §§ 355ff EO 
7. Abgabe einer Willenserklärung § 367 EO 
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